Stellungnahme des Referats Sozialpädagogik und der Fachgruppe Sozialpädagogische Berufe der GEW Hessen zum Dietzenbacher Kita-Beschluss
Wir sind fassungslos über den Beschluss der Dietzenbacher Stadtverordnetenversammlung, Kindertagesstätten an zentraler Stelle mit staatlichen Symbolen auszustatten, den Kindern den Herkunftssprachgebrauch zu untersagen und das Feiern aller staatlichen Feiertage anzuordnen.
Die Abgeordneten von CDU, FWG und Republikanern, die gemeinsam diesen Beschluss zu verantworten haben, machen in wirklich beeindruckender Weise ihre Inkompetenz für frühkindliche Bildung deutlich.

· Kleinen Kindern, die noch kein Deutsch können, ihre Herkunftssprache zu verbieten, bedeutet, ihnen den Mund zu verbieten. Sprachförderung beinhaltet jedoch vordringlich Motivation zum kommunikativen Austausch. Wer zum Schweigen gezwungen wird, kann nichts Neues lernen.
· Der Zweitspracherwerb baut auf der sicheren Beherrschung der Herkunftssprache auf. Daran mangelt es jedoch vielen Kindern, die in der Folge in beiden Sprachen nur sehr eingeschränkt ausdrucksfähig bleiben. Ein Verbot der Herkunftssprache ist sicher kein geeignetes Mittel, ein sicheres Fundament für den Fremdspracherwerb zu legen.
· Ein Verbot der Herkunftssprache, möglicherweise verbunden mit Sanktionen bei Nichtbefolgung, beinhaltet auf der psychischen Ebene ihre Abwertung. Das kindliche Selbstwertgefühl wird beschädigt. Eine Hinwendung zu unserer Kultur kann kaum bewirkt werden, wenn zuvor Signale ausgesendet werden, die die Herkunftskultur als unerwünscht erscheinen lassen.
Sprachfördernd und integrativ wird der Stadtverordnetenbeschluss keineswegs wirken, er wird ganz im Gegenteil Sprachlosigkeit verstärken und kulturelle Gräben vertiefen.

Ebenso unverständlich erscheint die Vorgabe, das Zentrum jeder Einrichtung mit einer Deutschlandfahne und einem Foto von Horst Köhler zu versehen. Kinder im Elementarbereich sind noch damit beschäftigt, ihren Heimatort vollständig zu erfassen und ihn von umliegenden Ortschaften zu differenzieren. Eine Auseinandersetzung mit nationalstaatlichen Gebilden und ihren Regierungsstrukturen steht in dieser Altersstufe noch nicht an. Warum die Abgeordneten das nicht wissen, ist uns unverständlich. Darüber hinaus nehmen Kindertagesstätten keine hoheitlichen Aufgaben wahr, eine Ausstattung mit hoheitlichen Symbolen ist auch aus diesem Grund nicht erforderlich.
Der Beschluss, den CDU, FWG und Republikaner gemeinsam durchsetzten, verpflichtet die Einrichtungen ferner, sämtliche gesetzlichen Feiertage zu begehen und den Kindern inhaltlich zu erklären. Kulturell bedeutsame Feste zu feiern, ist bereits Praxis in sämtlichen Einrichtungen. Da bedarf es keines Zwangs. Es sollte jedoch der Einrichtung überlassen bleiben, wie viele Feste zu bewältigen sind, die Hintergründe welcher Feiertage der kindlichen Entwicklungsstufe angemessen sind, und Feste aus welchen Kulturen neben den deutschen Feiertagen ebenfalls gefeiert werden. Hier sind in der Regel auch Eltern eingebunden, deren Mitarbeit für die kindliche Bildung dringend erforderlich ist. Wie bisher, sollten diesbezügliche Entscheidungen den Fachkräften und den Eltern vorbehalten bleiben, die verstehen wesentlich mehr davon.

Wir fordern die Abgeordneten von CDU, FWG und Republikanern auf, elementarpädagogische Fortbildungen zu besuchen und in Zukunft nicht mehr bar jeder Fachkenntnis Entscheidungen zu treffen, die in der Praxis die Dietzenbacher Kinder in ihrer Entwicklung behindern oder gar schädigen können.
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